VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG

III. VERWALTUNGSHOF

Sitzung vom 20. März 2003

Präsidentin : 
Marianne Jungo 

Richter/in :
Michel Wuilleret und Gabrielle Multone

In Sachen Beschwerde vom 10. Januar 2003

(3A 03 11)

eingereicht von

XXX, in ..., 

gegen

den Entscheid der Sozialkommission Y vom 11. Dezember 2002

(Festsetzung der Höhe der materiellen Sozialhilfe im Fall von Konkubinat/

bedürftige Person: Art. 3 SHG)

gestützt:
auf den Entscheid vom 31. Oktober 2002, mit dem die Sozialkommission Y (die Sozialkommission) es ablehnte, X die von ihm verlangte materielle Hilfe zu gewähren;

auf den Entscheid vom 11. Dezember 2002, mit dem die Sozialkommission die von X erhobene Einsprache abwies;

auf die von X beim Verwaltungsgericht am 10. Januar 2003 eingereichte Beschwerde gegen diesen Entscheid;

auf die Stellungnahme der Sozialkommission vom 24. Januar 2003, mit dem Begehren, die Beschwerde sei abzuweisen;
auf die Akten und das Schreiben der mit der Untersuchung des Falles betrauten Richterin vom 27. Februar 2003, das unbeantwortet blieb;

in Erwägung:

Die am 10. Januar 2003 verschickte Beschwerde von X gegen den Einspracheentscheid der Sozialkommission vom 11. Dezember 2002 erfolgte fristgemäss und in der vorgeschriebenen Mindestform (Art. 79-81 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege; VRG; SGF 150.1).

Nach Artikel 36 des Sozialhilfegesetzes (SHG; SGF 831.0.1) ist das Verwaltungsgericht für Beschwerden gegen Einspracheentscheide auf dem Gebiet der Sozialhilfe zuständig.

Das SHG regelt die Sozialhilfe der Gemeinden und des Staates an Personen, die im Kanton wohnen, sich hier aufhalten oder vorübergehend hier sind (Art. 1 Abs. 1 SHG).

Als bedürftig gilt, wer soziale Schwierigkeiten hat oder nicht ausreichend oder rechtzeitig genug mit eigenen Mitteln für seinen Lebensunterhalt aufkommen kann (Art. 3 SHG).

Nach Artikel 4 SHG umfasst die Sozialhilfe die Prävention, die persönliche Hilfe, die materielle Hilfe und die soziale Eingliederungsmassnahme (Abs. 1). Die Prävention umfasst jede allgemeine oder besondere Massnahme, mit der eine Beanspruchung persönlicher oder materieller Hilfe verhütet werden kann (Abs. 2). Die persönliche Hilfe umfasst namentlich das Gespräch, die Information und Beratung (Abs. 3), und die materielle Hilfe ist eine Leistung, die in Bargeld oder Naturalien erfolgt (Abs. 4). Die soziale Eingliederungsmassnahme schliesslich im Rahmen eines Vertrags zur sozialen Eingliederung erlaubt dem Sozialhilfeempfänger (wieder) selbständig zu werden und ihren Platz in der Gesellschaft zu finden (Abs. 5).
In seiner Botschaft aus dem Jahre 1991 zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes (und deren Erwägungen nach wie vor ihre Gültigkeit haben) erinnerte der Staatsrat daran, dass die erteilte Hilfe in erster Linie eine persönliche Hilfe zu sein habe, in Form von Information und Beratung, die es der gesuchstellenden Person ermöglichten, mit ihren verfügbaren Mitteln zurecht zu kommen und nicht wieder in die jetzige Abhängigkeit oder Bedürftigkeit zurückzufallen. Erst wenn diese Mittel erschöpft sind, tritt die eigentliche materielle Hilfe auf den Plan. Diese ist somit eines der letzten Hilfsmittel; die gesuchstellende Person hat keinen Rechtsanspruch darauf, im Unterschied zu den Sozialleistungen wie z.B. den Ergänzungsleistungen oder der Hilfe an die Zahlung der Krankenversicherungsprämien, die ohne Gegenleistung von der öffentlichen Hand erteilt werden. Die Sozialhilfe ist auch kein garantiertes Mindesteinkommen, das unter bestimmten gesetzlich definierten Voraussetzungen geschuldet würde, sondern sie wird aufgrund einer individuellen Abklärung der effektiven Bedürfnisse der gesuchstellenden Person gewährt (s. Botschaft Nr. 272, 12. März 1991, III, Ziffer 1 in fine und Ziffer 2), um diese zur Teilnahme am aktiven und sozialen Leben zu ermutigen und auch mit dem Ziel, ihr persönliches Verantwortungsbewusstsein zu stärken (s. auch unveröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid vom 14. Juli 2000 in der Sache A).

Art und Umfang der Sozialhilfe werden durch die Vorschriften des SHG und dessen Ausführungsreglement (ARSHG; SGF 831.0.11) bestimmt sowie – was die materielle Hilfe angeht – durch den Beschluss über die Richtsätze für die Bemessung der materiellen Hilfe nach dem Sozialhilfegesetz (der Beschluss; SGF 831.0.12). Nach diesem Beschluss beläuft sich die Deckung des Existenzbedarfs einer allein stehenden Person auf monatlich 1'055 Franken für ihren Unterhalt, plus die Mietkosten (Nebenkosten inbegriffen) und die Kosten der medizinischen Grundversorgung (einschl. Kosten zahnerhaltender Behandlungen) (s. Art. 1,2 und 5).

Nach Artikel 7 des Beschlusses werden sämtliche Einkünfte und das Vermögen der gesuchstellenden Person und aller im gleichen Haushalt lebenden Personen in der Berechnung des Budgets für die materielle Hilfe berücksichtigt.

Im vorliegenden Fall wird nicht in Abrede gestellt, dass der Beschwerdeführer seit 20 Jahren im Konkubinat lebt und dass somit diese Beziehung offensichtlich stabil genug ist, um die Einkünfte der im gleichen Haushalt lebenden Partnerin im Sinne von Artikel 7 des Beschlusses und von Artikel 5 SHG in Analogie zu berücksichtigen (unveröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid vom 24. September 1997 in der Sache K; F. Wolffers, Grundlagen des Sozialhilferechts, Bern 1995, S. 181-2 Nr. 12.6.4; auch Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, SKOS, Richtlinien für die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe, Ausgabe 12/00, Kap. F.5-2).
Der Beschwerdeführer hat weder Einkünfte noch Vermögen, und die Einkünfte seiner Freundin belaufen sich auf monatlich 2'876.60 Franken.

Die Ausgaben des Paars, die von der Sozialkommission gemäss den im obgenannten Beschluss festgesetzten Sozialhilferichtsätzen ermittelt wurden, belaufen sich auf 1'615.- Fr. für den Unterhalt, 800.- Fr. für die Miete, 200.- Fr. Erwerbsunkosten und 200.- Fr. für auswärts eingenommene Mahlzeiten, insgesamt auf 2'815.- Fr. monatlich.

Der Beschwerdeführer wurde in diesem Verfahren ausdrücklich aufgefordert, zu diesen von der beklagten Behörde festgesetzten Beträgen Stellung zu nehmen und sie gegebenenfalls zu berichtigen. Er reagierte jedoch nicht, und somit ist davon auszugehen, dass sie der Realität entsprechen.

Somit muss festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer im Rahmen der Lebensgemeinschaft mit seiner Freundin seine sämtlichen Grundbedürfnisse durch das Einkommen der letzteren (das die massgebenden Ausgaben mit 61.60 Fr. überschreitet) gedeckt sieht.

Im Übrigen hat der Beschwerdeführer weitere Ausgaben, die nicht gemäss dem Gesetz berücksichtigt worden wären oder für die gegebenenfalls eine gelegentliche Unterstützung ausgerichtet werden müsste (s. Art. 6 des Beschlusses) weder geltend gemacht noch nachgewiesen.

Nun bezieht sich jedoch der Bedürftigkeitsbegriff nach Artikel 3 SHG nicht nur auf die finanziellen Schwierigkeiten im Lebensunterhalt, sondern eine Person gilt auch als bedürftig, wenn sie soziale Schwierigkeiten im weiten Sinne hat (s. Botschaft ad Art. 3 SHG). Diesbezüglich bezieht sich der Artikel 10 des Beschlusses ausdrücklich auf die Sozialhilfekonzepte der SKOS, gemäss denen namentlich die Gewährleistung des Existenzminimums auch die aktive Teilnahme und Eingliederung in das wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Leben beinhaltet. Eine zeitgemässe Sozialhilfe darf sich nicht auf rein finanzielle Aspekte beschränken und muss ihre Praxis im Sinne einer integrierenden Perspektive ausrichten (SKOS, Kap. D.1-1 und 2).

Im vorliegenden Falle macht der Beschwerdeführer seine Situation als ausgesteuerter Arbeitsloser geltend, und demgemäss ersucht er um eine Hilfe in welcher Form auch immer, namentlich um eine Unterstützung zur beruflichen Wiedereingliederung.

Dies erscheint umso gerechtfertigter, als der dem Paar zur Verfügung bleibende Restbetrag von 61.60 Franken minimal ist und die Bewältigung bestimmter gelegentlicher Notausgaben, sogar der Ausgaben für die medizinische Grundversorgung (einschliesslich der Kosten zahnerhaltender Behandlungen) im Bedarfsfall nicht erlaubt.

Unter diesem Aspekt enthalten weder das von der Sozialkommission vorgelegte Dossier noch deren Stellungnahme den geringsten Hinweis auf allfällige Massnahmen, die in präventiver Absicht ergriffen worden wären, im Sinne einer Unterstützung und Beratung, die der Wiedereingliederung des Interessierten förderlich wäre und die gegebenenfalls über einen sozialen Eingliederungsvertrag erfolgen könnte, wenn sich dies rechtfertigt.
Unter diesen Umständen ist es angebracht, den Entscheid der Sozialkommission nur so weit zu bestätigen, als er die Ablehnung einer materiellen Hilfe betrifft. Im Übrigen ist der Fall an die Kommission zurückzuweisen, damit sie weitere Abklärungen vornimmt und einen neuen Entscheid im Sinne der obigen Erwägungen fällt, da der Gerichtshof über zu wenige Auskünfte verfügt, um selbst über den Fall statuieren zu können (s. Art. 98 Abs. 2 VRG).

Demzufolge ist die Beschwerde von X in diesem Punkte gutzuheissen, hingegen wird sie so weit abgewiesen, als sie die Erteilung einer materiellen Hilfe bezweckt.

Da die Sozialhilfe in gewisser Weise in das Gebiet der Sozialversicherungen fällt, werden keine Verfahrenskosten erhoben (Art. 129 VRG).

Der III. Verwaltungsgerichtshof
beschliesst:

1. So weit die Beschwerde von X sich gegen die Ablehnung einer materiellen Hilfe richtet, wird sie abgewiesen.


Die Beschwerde wird im Übrigen teilweise gutgeheissen und der Fall an die Sozialkommission Y zurückgewiesen, damit sie ihn genauer untersucht und einen Entscheid im Sinne der Erwägungen fällt.



2. Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.



3. Dieser Entscheid wird mitgeteilt an:


a) den Beschwerdeführer, in …

b) die Sozialkommission Y

c) das kantonale Sozialamt, zur Information.

Givisiez, den 20. März 2003-03-26


Die Präsidentin


Marianne Jungo
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